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1 
Einleitung

Ökonomen und Politiker wurden durch 
die Finanzkrise 2007/2008 bei ihrer Suche 
nach dem vollkommen flexiblen Arbeits-
markt gründlich aus der Bahn geworfen, 
denn es war und ist eine Krise im Kern 
des neoliberalen Modells der Marktsteu-
erung. Die für die Krise verantwortlichen 
Finanzmärkte des anglo-amerikanischen 
Typs waren bislang als reinster Ausdruck 
des Marktes angesehen worden – speziell 
in puncto zuverlässiger Vorausschau und 
Diskontierung zukünftiger Ereignisse 
durch kalkulierte Risikoteilung (Fama 
1971; 1991). Weniger weit verbreitet ist die 
Erkenntnis, dass diese Märkte auch direkt 
relevant für die neoliberale Gestaltung des 
Arbeitsmarktes waren, geradezu charak-
teristisch für ein auf den Finanzmarkt 
gestütztes Modell der Kontrolle von Ar-
beitsmarktunsicherheit: Arbeitnehmern, 
die bislang ausschließlich von Leistungen 
des sozialen Sicherungssystems und dem 
Kündigungsschutz abhängig waren, um 
sich vor der Unbill des Arbeitsmarktes zu 
schützen, wurde nun die Möglichkeit er-
öffnet, unbesicherte Kredite aufzunehmen, 
vor allem Hypotheken. Die Risiken solcher 
Kredite für die Kreditgeber gingen durch 
extensiven Handel auf Sekundärmärkten 
zunächst quasi verloren. Die durch diese 
Kredite freigesetzte Kaufkraft förderte die 
wirtschaftliche Nachfrage und minderte 
dadurch die Unsicherheit. Sie wirkte ähn-
lich wie die keynesianische Nachfragesteu-
erung, allerdings durch reine Marktme-
chanismen ohne staatliche Eingriffe, in der 
Art eines „privatisierten Keynesianismus“ 
(Crouch 2009; Bellofiore/Halevi 2009).

Wir wissen jetzt, dass dieses Modell 
nicht nachhaltig war. Erstens ist es fraglich, 
ob das anglo-amerikanische Finanzmarkt-
modell die Kriterien des reinen Marktes 
überhaupt erfüllt, da es offensichtlich von 
Marktteilnehmern abhängt, die die ver-
steckten Risiken in den von ihnen gehan-
delten Wertpapierbündeln nicht kennen. 
Dabei basiert der perfekte Markt in der 
Theorie doch stark auf rationalen Akteu-
ren mit dem Streben nach umfassender In-
formation. Zweitens hat die eilige Rettung 
des Bankensystems durch die Regierungen 
das System von staatlichen Eingriffen ab-
hängig gemacht, die den Regeln des Mark-
tes vollständig widersprechen. Das Modell 
scheint zu überleben, weil die involvierten 
Interessen zu mächtig sind, als dass man 
seinen Untergang riskieren könnte. Aller-
dings kann von einem reinen Markt oder 
einer marktförmigen Lösung im Umgang 
mit wirtschaftlichen Unwägbarkeiten kei-
ne Rede mehr sein. Es ist ein verzerrter 
Markt, der überdies von staatlichen Ein-
griffen und massiver finanzieller Unter-
stützung abhängig ist. Die Regierungen ha-
ben durch ihre Eingriffe „moral hazard” in 
das System eingeführt, d.h. die Versuchung 
der Banken zu risikoreichen Investitionen 
unter der Annahme, dass die Staatskas-
se für mögliche Verluste einspringt. Ob 
dies zu schlechteren Ergebnissen führt, als 
wenn man die Märkte ihrer eigenen Kor-
rekturfähigkeit überlassen hätte, ist bisher 
nicht bekannt.

Die bereits bestehenden Zweifel an der 
Existenz reiner, sich selbst stabilisieren-
der Arbeitsmärkte wurden von der Ent-
wicklung in zweierlei Hinsicht verstärkt. 
Erstens, wenn das Finanzsystem nur mit 
Unterstützung von außen überleben kann, 
gilt das dann nicht auch für Arbeitsmärk-
te? Zweitens, wenn wie in einigen Ländern 

ungesicherte und flexible Arbeitsmärkte 
nur möglich waren, weil Arbeitnehmer 
unabhängig von ihren Arbeitseinkom-
men Zugang zu Krediten bekamen, was 
passiert dann nach dem Zusammenbruch 
der Märkte für zweitklassige Hypotheken 
und andere unbesicherte Kredite? Wenn 
dieses System die Antwort des Marktes auf 
die Unsicherheiten der Arbeitsmärkte war, 
war es insgesamt wirklich kostengünsti-
ger und effizienter als die herkömmliche 
Sozialpolitik?

Zunächst ist es nötig, die Frage nach 
den Unsicherheiten auf dem Arbeitsmarkt 
und nach den optimalen Maßnahmen, die 
Schutzbedürfnisse der Arbeitnehmer mit 
der notwendigen Flexibilität in Einklang 
zu bringen, ganz neu zu stellen. Die Krise 
der unbesicherten Kredite (sog. Subprime-
Krise) verhilft uns zu der Einsicht, dass 
nicht nur staatliche Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik zur Bekämpfung wirtschaft-
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Einbettungen wirtschaftlichen Handelns können Regime der Governance von wirtschaftlicher Unsicherheit verstanden werden.1
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licher Unsicherheiten nötig ist, und dass 
unbesicherte Kreditvergabe nicht die ein-
zige relevante Alternative ist. Dabei sind 
zumindest in einigen Ländern auch wei-
tere Bereiche des sozialen Lebens von Be-
deutung, die bislang nicht in den zentralen 
ideologischen Konflikt zwischen Markt 
und staatlicher Sozialpolitik geraten sind. 
Es gilt die Aufmerksamkeit für das jeweils 
spezifische Zusammenspiel einer Vielzahl 
gesellschaftlicher Institutionen zu schär-
fen, die für die Verarbeitung von Arbeits-
marktunsicherheiten sowie die Verteilung 
der Risiken einschlägig sind. Die folgen-
den Ausführungen liefern einen erweiter-
ten Analyserahmen für die Untersuchung 
der Balancen zwischen Flexibilität und 
Sicherheit, der über die traditionell enger 
gefasste Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
hinausgeht. Er erlaubt es, auf Dauer ge-
stellte Regime gesellschaftlicher Unsicher-
heitsverarbeitung zu identifizieren sowie 
institutionelle Komplementaritäten bzw. 
Unverträglichkeiten zu erkennen.

2 
Ungewissheit, Sicherheit 
und Governance

Die Ungewissheit über das zukünftige 
Marktgeschehen kann nicht durch die Her-
stellung von Gewissheit auf den Märkten 
aufgelöst werden. Erstere gehört zum We-
sen des wirtschaftlichen Lebens. Die Ak-
teure können versuchen, der Ungewissheit 
auf dem Markt durch Management – etwa 
Risikomanagement – zu begegnen, oder 
durch Schutzmaßnahmen, die außerhalb 
des Marktes liegen. Für diese außermarkt-
lichen Begrenzungen bzw. Einbettungen 
sollte der Begriff „Sicherheit“ verwendet 
werden. Er meint z. B. soziale Sicherheit 
und Arbeitsmarktpolitik, Geschäftsprak-
tiken der Unternehmen, Gewerkschaftsak-
tivitäten und das Handeln von Familien. 
Dabei bedeutet das Vorhalten verschiede-
ner Formen von Sicherheit nicht, dass keine 
Risiken eingegangen werden. Es steht den 
Akteuren frei, Risiken einzugehen; wirt-
schaftliche Sicherheit schützt sie nur vor 
Risiken, die sie nicht selbst gewählt haben.

Individuen können ohne fremde Hil-
fe keine sichere Umgebung herstellen, da 
dies ein Minimum an kollektivem Han-
deln erfordert. Sehr reiche und mächtige 
Individuen lösen dieses Problem, indem 
sie eigene politische oder wirtschaftliche 

Mittel einsetzen und so das kollektive 
Handeln zur Herstellung einer sicheren 
Umwelt kaufen oder anordnen. Die meis-
ten Personen jedoch sind hierzu auf ihre 
Mitgliedschaft in Kollektiven angewie-
sen. Diese Kollektive, in denen Lebens-
chancen festgelegt werden, sind für jede 
Analyse von Sicherheit und Schutz von 
größter Bedeutung. Die wichtigsten sind 
internationale Organisationen, National-
staaten, andere lokale Herrschafts- und 
Mitgliedsverbände, Erwerbsorganisa-
tionen und Familien. Eine Studie über 
wirtschaftliche Sicherheit muss all diese 
Kollektive dahingehend betrachten, was 
sie tun, welche Bedeutung sie für das 
Leben des Einzelnen haben, und welche 
Beziehungen und Konflikte unter ihnen 
bestehen. Wenn sie eine Rolle dabei spie-
len sollen, Sicherheit auf verschiedenen 
Ebenen zuzuweisen, müssen sie über die 
Fähigkeit zu steuern, zu regieren verfügen, 
d.h. über Governance. Die Governance-
Theorie (Crouch 2006; Hollingsworth/
Boyer 1997; Hollingsworth et al. 2002) be-
schreibt verschiedene Governance-Modi 
wie Markt, Verband, Regierung etc. (siehe 
3.1), die mit empirischen Einzelbeispielen 
kollektiven Handelns in Verbindung ge-
bracht werden können.

3 
Zentrale Begriffe für die 
Analyse nachhaltiger 
Sicherheit

Um den engen Fokus der aktuellen staat-
lichen Politik in Sachen Flexibilität und 
Sicherheit zu erweitern, gilt es zunächst, 
ein Analyseschema zu entwickeln, das die 
ganze empirische Vielfalt von Politiken, 
Praktiken und Modi der Governance ab-
deckt. Eine vollständige oder theoretisch 
definierte Liste wird es hierfür allerdings 
nicht geben. Kreative Akteure suchen und 
finden ständig neue Möglichkeiten, um auf 
den fluktuierenden Weltmärkten Sicher-
heit zu erreichen oder Politiken abzuwan-
deln, die eigentlich für andere Zwecke be-
stimmt waren. Analytisch wenden wir die 
„Grammatik des Ungewissheits-Manage-
ments“ an, d.h. die vier Hauptfragen: Wie? 
Wo? Wann? Zwischen wem? Die erste Frage 
bezieht sich auf die Modi der Governance, 
die folgenden drei darauf, wie der Schutz 
vor Ungewissheit verteilt wird. 

3.1 Governance der Verteilung 
von Ungewissheit

Die Theorie benennt eine Reihe von Gover-
nance-Modi mit Schlüsselcharakter, von 
denen mindestens eines in jedem einzel-
nen Kollektivakteur gegenwärtig ist. Es sei 
angemerkt, dass diese Governance-Modi 
- Gesetze, Regierungen, Märkte, Unter-
nehmenshierarchien, Verbände, Netzwer-
ke und Gemeinschaften in der Praxis eines 
Handlungsfeldes oft verschränkt auftreten 
(Crouch 2006):

(1)  Regierung ist selbstverständlich ein 
zentraler Modus der Governance im Feld 
von Beschäftigung und Sozialpolitik, ein-
schließlich einiger erweiterter Aspekte. 
Hierunter fallen neben den nationalen 
auch regionale und lokale Regierungen 
und die Europäische Union. Gesetze und 
Regierung bilden gemeinsam die von der 
politischen Sphäre bereitgestellten Formen 
der Governance.

(2)  Zudem gibt es zwei Governance-Modi, 
die der Wirtschaft zugehören. Der erste ist 
der Markt, ein Kollektiv, an dem praktisch 
jeder teilhat. Seine wichtigste Form des 
Managements von Ungewissheit besteht 
darin, die Ungewissheiten in handelbare 
Risiken umzuwandeln. Dabei verfügen 
die Marktteilnehmer über sehr ungleiche 
Ressourcen. Nicht nur die Marktmacht 
der Arbeitnehmer mit ihren unterschied-
lichen Qualifikationen und Fähigkeiten 
bestimmen über den Erfolg ihrer Forde-
rungen nach Sicherheitsgarantien von den 
Arbeitgebern, sondern der Markt selbst 
(zusammen mit Unternehmenshierarchi-
en und fiskalischer Umverteilung) setzt 
Einkommensniveaus fest und ermöglicht 
Ansparen als häufigste Schutzform vor 
Ungewissheiten. Die Marktkräfte neigen 
zwar nicht automatisch dazu, Individu-
en zu kategorisieren, sie führen jedoch in 
Kombination mit anderen Formen der 
Governance (Regierungen, Unterneh-
menshierarchien) dazu, dass für Arbeit-
nehmer mit manuellen und nicht-ma-
nuellen Tätigkeiten oft unterschiedliche 
Pensions- und Krankheitsausfallzahlun-
gen vereinbart werden. 

(3)  Unternehmenshierarchien verbinden 
sich mit Märkten und bauen auf ihnen auf, 
indem Unternehmen häufig unterschied-
liche „Pakete“ von geregelten Ansprüchen 
für verschiedene Gruppen von Arbeitneh-
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mern etablieren, nicht nur für ihre direkt 
Beschäftigten, sondern auch für Leiharbei-
ter, Werkvertragsnehmer sowie Firmen in 
der Zulieferkette und deren Beschäftigte. 
Viele Regelungen in diesen Paketen haben 
direkten und großen Einfluss auf den Grad 
des Schutzes vor Ungewissheit, den ein 
Individuum erwarten kann. Erwerbsor-
ganisationen können wichtige Gemein-
schaften für den Einzelnen sein. Obwohl 
sie sich ausschließlich auf das Arbeitsleben 
beziehen, wirken daraus abgeleitetes Ein-
kommen und Status auch auf die meisten 
anderen Lebensbereiche ein.

(4)  Während in modernen Gesellschaf-
ten vor allem Politik und Wirtschaft die 
Quelle von Governance sind, werden ver-
schiedene Bereiche des Wirtschaftslebens 
auch durch andere Institutionen reguliert 
und beeinflusst. Am stärksten formalisiert 
sind Verbände; besonders wichtig für das 
Handlungsfeld Arbeit sind sie durch die 
Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden oder einzelnen 
Unternehmen.

(5)  Netzwerke als lockere, informelle Verei-
nigungsformen spielen in modernen Öko-
nomien eine wichtige Rolle, während für 
traditionelle Ökonomien erheblich engere 
informelle Gemeinschaften charakteris-
tisch sind. Gemeinschaften lassen sich von 
Netzwerken unterscheiden durch die enge-
re Kontrolle ihrer Mitglieder, die sich über 
viele Lebensbereiche erstreckt, und durch 
die Entwicklung moralischer Kodizes und 
Normen. In der Untersuchung der Steue-
rung von Sicherheit und Flexibilität haben 
die verschiedenen Gemeinschaften, beson-
ders die Familie, eine hohe Bedeutung; 
Netzwerke hingegen sind vergleichsweise 
schwach. Lediglich manchmal werden sol-
che Netzwerke relevant, in deren Rahmen 
Unternehmen ihre Arbeitsbeziehungen 
und lokale Zulieferketten untereinander 
formloser regeln als auf Verbandsebene 
üblich.

3.2 Die örtliche, zeitliche und 
gruppenspezifische Verteilung 
von Unsicherheit

In Analysen der Inflation in den 1970er 
und 1980er Jahren erlangte die Theorie 
des kollektiven Handelns (Olson 1965) 
beträchtlichen Einfluss. Dies gilt insbe-
sondere für Olson (1982), der zeigt, wie Un-
ternehmensverbände und Gewerkschaften 

dazu neigen, Probleme durch Externalisie-
rung auf Gruppen außerhalb ihres Ein-
flussbereichs zu lösen. In Olsons Grenzfall 
der umfassenden Organisationen gelang es 
denjenigen Gruppen nicht, ihre Probleme 
auszulagern, deren Mitglieder die breite 
Mehrheit eines größeren Ganzen bildeten. 
Deshalb entwickelten sie Strategien, ihre 
Probleme zu lösen, ohne andere zu belas-
ten. Obwohl die Verteilungsdynamik von 
Ungewissheiten sich von der Verteilungs-
dynamik einer Inflationssituation unter-
scheidet, ist das Thema „Auslagerung“ 
beiden gemeinsam. Denn beide betreffen 
Kollektive, die sich in Insider und Outsider 
aufteilen. In der Inflationsforschung wur-
de angenommen, dass die untersuchten 
Verbände innerhalb von Nationalstaaten 
existierten und dass der Anteil einer grö-
ßeren sozialen Gruppe, der durch einen 
besonderen Verband repräsentiert wird, 
innerhalb dieses Nationalstaates gemes-
sen werden kann. Relativiert man den 
Nationalstaat jedoch, wird die Analyse 
komplexer.

Innerhalb eines Kollektivs mit Insi-
der/Outsider-Grenze eröffnen sich vier 
verschiedene Ansätze zum Management 
von Ungewissheit:

(1)  Mitglieder könnten versuchen, ihre 
Ungewissheiten auf die gleiche Weise auf 
andere Kollektive auszulagern, wie es be-
reits mit der Inflation versucht wurde: ört-
liche Trennung als Antwort auf die Frage 
„Wo?“.

(2)  Ein ähnlicher Prozess könnte im Sinne 
einer zeitlichen Verlagerung in Gang ge-
setzt werden. Eine Gesellschaft von Men-
schen einer bestimmten Periode könnte 
– als Antwort auf die Frage „Wann?“ – die 
Lösung verschiedener Probleme in die 
Zukunft verlagern und die Last späteren 
Generationen aufbürden. Dabei ist die Ver-
ortung in der Zeit erheblich komplexer als 
diejenige im Raum. Ein solcher Prozess 
vollzieht sich nur allmählich, da Menschen 
nicht nur mehrere Jahrzehnte leben, son-
dern sich auch in hohem Maße mit ihren 
Kindern und mindestens einer weiteren 
Generation identifizieren.

(3)  Es kann sein, dass Mitglieder einer 
Gemeinschaft Ungewissheit akzeptieren 
und internalisieren, sie aber dabei durch 
Aufteilung im Rahmen kollektiver Maß-
nahmen minimieren müssen – als Antwort 
auf die Frage „zwischen wem?“.

(4)  Wir müssen zudem der Idealvorstel-
lung der Aufteilung von Ungewissheit 
„zwischen wem?“ hinzufügen, dass Ge-
meinschaften in ihrem Inneren stratifiziert 
sein können und die Auslagerung so aus-
sehen kann, dass die mächtigeren Mitglie-
der von den Schwächeren verlangen, einen 
unverhältnismäßigen Teil der Bürde der 
Ungewissheit zu tragen – gewissermaßen 
eine interne Auslagerung. Dies muss nicht 
notwendigerweise Ergebnis von bewuss-
ter Politik sein, sondern geschieht durch 
ständige Praxis. So treten Untergruppen 
in sozialen Gebilden hervor, die auf den 
ersten Blick als homogen erscheinen.

4 
Ein Schema zur Analyse 
nachhaltiger Sicherheit

Nimmt man die dargestellten Dimensio-
nen zusammen, in denen sich die Verar-
beitung von Unsicherheit zwischen Ge-
sellschaften unterscheidet, so ergibt sich 
ein Analyserahmen (Übersicht 1). Unter-
schiedliche Strategien und Praktiken der 
Governance und des Ausgleichs von Si-
cherheit und Flexibilität lassen sich in ihm 
entlang folgender drei Fragen beschreiben: 
Was sind die häufigsten Formen der an-
gewandten Governance? Wie verhalten 
sie sich zu den Fragen von Ort, Zeit und 
interner Verteilung? Welche Formen von 
Auslagerung, Internalisierung oder inter-
ner Auslagerung kommen zum Einsatz? 
Damit ist der Grad der durch diese Strate-
gie oder Praxis verursachten Ungleichheit 
angesprochen. 

4.1 Arbeitsrecht

Das Arbeitsrecht liefert den Rahmen für 
Arbeitnehmerrechte und deren Einschrän-
kungen. Der Hauptzweck des Arbeitsrechts 
war – zumindest in demokratischen Zei-
ten – der Rechtsschutz der Beschäftigten 
gegenüber ihren Arbeitgebern, die auf 
den ersten Blick als mächtiger gelten als 
sie es tatsächlich sind (Davies/Freedland 
2007; Knegt 2008). Das Arbeitsrecht stärkte 
daher die Sicherheit, in manchen Fällen 
auf Kosten der Flexibilität. In den letzten 
Jahren geriet es deswegen in andauernde 
Kritik vor allem von Ökonomen, da die 
Nachhaltigkeit von Beschäftigung als ab-
hängig von wachsender Flexibilität ange-
sehen wird. Ziel dieser Kritik war es, das 
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Arbeitsrecht in Richtung einer eigenen 
Rolle beim Ausgleich zwischen Sicherheit 
und Flexibilität zu bewegen. Eine wichtige 
Entwicklung in einigen Ländern war die 
Einführung der „reflexiven Regulation“ 
und gesetzlich herbeigeführte „freiwillige“ 
Regelungen zur Minderung der Schutz-
standards. Hierzu passen die Versuche, in 
Tarifverhandlungen auf Unternehmens
ebene Abweichungen von Branchenstan-
dards zu erreichen.

4.2 Sozialpolitik

Eine der bedeutendsten öffentlichen Auf-
gaben ist das Erbringen von verschiedenen 
sozialen Dienstleistungen. Diese haben ei-
nen weitreichenden Einfluss auf die Sicher-
heit, nicht alle sind jedoch offensichtlich. 

So verhindern direkt geleistete öffentli-
che Dienste den Marktzugriff auf dieses 
Handlungsfeld und sichern so in Zeiten 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten allen den 
Zugang zur Leistung. Vor allem bei gerin-
ger bezahlten Arbeitnehmern kann dies die 
Belastungen der unsicheren Arbeitsmarkt-
lage lindern und sie womöglich eher zur 
Akzeptanz von größerer Marktungewiss-
heit befähigen, als dies in Gesellschaften 
mit einem niedrigeren Niveau der öffent-
lichen Sozialdienstleistungen der Fall ist. 

Daraus ergibt sich eine sekundäre, ur-
sprünglich zufällige Konsequenz, die ihre 
eigenen Auswirkungen auf wirtschaftli-
che Ungewissheit hat. Öffentlich erbrachte 
Dienstleistungen umfassen eine Reihe von 
Betreuungsdienstleistungen: für Kinder, 
Kranke, Senioren. Werden diese Leistun-

gen vom Markt bereitgestellt, sind sie für 
kleine Einkommensbezieher meist zu teu-
er, was zu einer Unterversorgung führt. Sie 
werden deshalb oft innerhalb der Familie 
geleistet, vor allem von Frauen. In diesem 
Fall wird die Leistung zwar erbracht, sie ist 
aber nicht Teil des Arbeitsmarktes. Wird 
die Leistung von staatlicher Seite angebo-
ten oder subventioniert, wird sie immer 
noch überwiegend von Frauen erbracht, 
aber diesmal im Rahmen von Erwerbs-
beteiligung. Damit werden Arbeitsplätze, 
Einkommen und Kaufkraft generiert. 
Darüber hinaus werden dadurch weitere 
Frauen von ihren innerfamiliären Betreu-
ungsrollen befreit und in die Lage versetzt, 
anderen Erwerbstätigkeiten nachzugehen. 
Hieraus ergibt sich ein weiblicher Multi-
plikationseffekt auf die Beschäftigung. In 

Übersicht 1: Potenzielles Analyseschema für Regimes der Verteilung von Ungewissheit

Governancemodus Politik und Praktiken Eigenschaften

nachgordnete Gover-
nance-Modi

Verteilung nach Ort, 
Zeit, Gruppe

Externalisierung

Gesetze Arbeitsrecht keine interne Verteilung Teilen bis interne Auslagerung 
Überwiegend Staat Sozialpolitik über direkte Leistungen Familie interne Verteilung Teilen

Förderung der Qualifikation und 
Beschäftigungsfähigkeit der Bevölkerung

Familie, Markt Ort; interne Verteilung Auslagerung in Ökonomien mit geringerer 
Qualifikation; interne Auslagerung, beim 
Input an Familien mit Zugangsschwierig­
keiten, beim Output an Arbeitskraft mit 
niedriger Bildungsstufe

Öffentliche Förderung/ von 
Branchen und Produktionsorten von 
strategischer Bedeutung; öffentlicher 
Beschäftigungssektor

Unternehmens­
hierarchien

Ort; auch interne 
Verteilung

Auslagerung in Ökonomien mit ähnlichen 
Industrien, aber ohne Unterstützung; 
intern: Teilen bis interne Auslagerung

Nachfragesteuerung durch den Staat Markt Zeit; interne Verteilung Teilen
Staat, Markt, 
Unternehmens
hierarchien

Versicherungen und Pensionen Verbände interne Verteilung; Zeit Teilen innerhalb der Versichertengemein­
schaft; interne Auslagerung durch 
Ungleichheiten beim Zugang zu 
Auszahlungsplänen

Überwiegend 
Markt

Handelsbeziehungen zwischen 
Nationalstaaten mit unterschiedlichen 
Export- und Importbeziehungen

Unternehmens­
hierarchien

Ort Auslagerung, Ungewissheit 
konzentriert sich üblicherweise bei den 
Exportökonomien

Kreditvergabe zur Unterstützung des 
Massenkonsums

unter Umständen Staat Zeit; interne Verteilung Auslagerung in die Zukunft, wenn 
Vertrauen kollabiert

Ballungsräume einzelner 
Wirtschaftszweige

Gemeinschaft interne Verteilung Teilen bis interne Auslagerung, abhängig 
von der Beziehung des Ballungsraums zum 
Rest der Ökonomie

Schattenwirtschaft Gemeinschaft interne Verteilung interne Auslagerung, Ungewissheit 
konzentriert sich bei den Personen in der 
Schattenwirtschaft

Überwiegend 
Unternehmens
hierarchie

Unternehmerisches Organisieren von 
Aktivitäten mit unterschiedlichen 
Sicherheitsgraden für verschiedene Länder 
und Regionen; Zulieferketten

Markt
Ort; interne Verteilung

Auslagerung oder 
interne Auslagerung in 
Ökonomien/Regionen 
an die Ränder der 
Unternehmensstrategie

Interne Arbeitsmärkte und 
Arbeitsorganisation

Markt, Verbände, 
Gemeinschaften

interne Verteilung interne Auslagerung in Randgruppen der 
Beschäftigten/Leiharbeiter

Verbände Tarifverhandlungen Markt interne Verteilung; Ort Teilen bis interne Auslagerung, abhängig 
von Inklusivität und Vereinbarungen; 
eventuell Auslagerung in andere Länder 
(Konkurrenz-Korporatismus)

Überwiegend 
Gemeinschaft 
(einschließlich 
Familie)

Transfers und Unterstützung zwischen 
den Generationen

Familie; womöglich 
unterstützt durch 
Regierung über 
Sozialversicherungen

Zeit; interne Verteilung Teilen innerhalb der Familie; interne 
Auslagerung an Familien mit geringen 
Mitteln

Verschiedene Protektion der besitzenden Eliten von den 
Ungewissheiten des Arbeitsmarktes

verschiedene interne Verteilung interne Auslagerung mit sehr ungleichen 
Einsätzen und Auswirkungen

Quelle: Darstellung des Autors. 
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denjenigen europäischen Ökonomien, die 
einen hohen Stand an öffentlichen Dienst-
leistungen aufweisen, ist sowohl der Anteil 
an weiblichen Erwerbstätigen als auch die 
Gesamtzahl der Beschäftigten höher als 
anderswo (Esping-Andersen 1999).

4.3 Steigerung von Qualifika
tion und Beschäftigungs
fähigkeit

Ein völlig mit freien Märkten kompati
bles Mittel der Erzeugung von Sicherheit 
gegenüber künftigen Arbeitsmarktrisiken 
ist die Investition in die eigene Bildung. 
Dazu gehören auch Weiterbildung und 
Trainings, um sich gegen ungünstigen, das 
gegenwärtige Beschäftigungsverhältnis be-
drohenden Wandel auf dem Arbeitsmarkt 
abzusichern.  Während Wohlhabende dies 
aus eigener Kraft leisten können, ergibt 
sich hier ein weites Feld für beträchtliche 
staatliche Beteiligung, denn es besteht ein 
großes kollektives Interesse an der Weiter-
qualifizierung der Beschäftigten. Dieses 
Interesse geht über den individuellen Be-
schäftigten hinaus, denn für ihn ist es so 
gut wie unmöglich, Veränderungen in den 
Qualifikationsanforderungen des Arbeits-
marktes vorherzusehen.

Auch sozialpolitische Maßnahmen 
zur Förderung der Beschäftigung oder 
aktive Arbeitsmarktpolitik müssen hier 
berücksichtigt werden. In vielen Ländern 
werden Transferzahlungen zunehmend an 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik und im Gegenzug an öffentliche 
Förderung von Weiterbildung geknüpft. 
Zwischen Sozialversicherung und sozi-
aler Sicherheit, aktiver Arbeitsmarktpo-
litik und individuellen Weiterbildungs-
anstrengungen besteht ein wichtiges 
Dreiecksverhältnis. In dem Ausmaß, in 
dem Transferzahlungen an eine Teilnah-
me in Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik gebunden sind, nehmen sie 
die Form einer „Workfare“-Bedrohung an 
und damit den Verlust der Leistungen, 
wenn die Förderungsgelegenheiten nicht 
wahrgenommen werden. Werden diese 
Maßnahmen mehr an einen verbesserten 
Zugang zu Investitionen in die eigene Zu-
kunft gebunden, sprechen wir eher von 
dänischer oder niederländischer „Flexicu-
rity“ (Muffels et al. 2008; Rogowski 2008; 
Wilthagen 2002, 2004), wobei die Unter-
scheidung zwischen den beiden Begriffen 
alles andere als klar ist. 

4.4 Staatliche Förderung 
einzelner Wirtschaftszweige

Ein breites Spektrum an kombinierten 
staatlichen und privaten Instrumenten 
versucht, die Arbeitsmarktsicherheit von 
Beschäftigten einzelner Branchen oder 
Regionen zu erhalten oder zu verbessern. 
Die klassischen Maßnahmen sind offener 
Protektionismus und die Förderung nati-
onaler Champions. Letzteres ist allerdings 
in jüngerer Zeit unter heftige Kritik von 
Europäischer Union (EU) und Welthan-
delsorganisation (WTO) geraten, sodass 
dieses Instrument an Strahlkraft verliert. 

Die branchenspezifischen Instrumen-
te haben unterschiedliche Auswirkungen 
hinsichtlich Raum und interner Vertei-
lung. Sie versuchen, Beschäftigung in ei-
nem Land auf Kosten eines anderen, das 
diese Instrumente (noch) nicht entwickelt 
hat, zu schützen oder zu fördern. Sie haben 
ähnliche Folgen auf Branchen und Regio-
nen, die von der Politik weniger begüns-
tigt werden, abhängig davon, ob zwischen 
den geförderten und den nicht geförderten 
Wirtschaftszweigen ein Nullsummenver-
hältnis, ein Multiplikator- oder ein Trick-
le-down-Effekt besteht.

4.5 Nachfragesteuerung 

Bei der keynesianischen Nachfragesteue-
rung handelt der Staat entlang der Markt-
entwicklung. Staatliche Ausgaben werden 
dazu genutzt, die Wirtschaft zu fördern, 
um Rezessionen zu vermeiden, und die 
Wirtschaft abzukühlen, wenn Inflation 
droht. Durch das Dämpfen von konjunk-
turellen Schwankungen soll das Maß von 
Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt ver-
ringert werden. Dieses Instrument fiel je-
doch zunehmend der Kritik zum Opfer, 
in den 1970er Jahren die Inflationskrise 
verschärft zu haben und damit nicht mehr 
haltbar zu sein. Dennoch gehört es nach 
wie vor zu den gebräuchlichen Instrumen-
tarien staatlicher Politik. Es funktioniert 
auf der Zeitachse. Mit seiner Hilfe lassen 
sich Staatsausgaben zur Abfederung von 
Konjunkturschwankungen nutzen, sein 
Einfluss auf die Gesellschaft ist in der 
Tendenz egalitär, allerdings nur dann, 
wenn die Staaten bereit sind, auf beiden 
Seiten des Konjunkturzyklus antizyklisch 
zu handeln und nicht nur bei Rezessions-
gefahr die Nachfrage zu stimulieren.

4.6 Versicherungen 

Der Markt macht es möglich, Unsicher-
heiten Wahrscheinlichkeitswerte zuzu-
schreiben und sie in handelbare Risiken 
umzuwandeln, dies ist ebenfalls eine Form 
der Kostenverteilung von Ungewissheit auf 
der Zeitachse. In einer reinen Marktwirt-
schaft versichern sich auch Arbeitnehmer 
gegen Risiken, die ihre Sicherheit gefähr-
den. So bedeutend das Versicherungsmo-
dell jedoch für viele Bereiche sein mag, 
so ist es für die Gesamtheit der Arbeit-
nehmerschaft nicht sinnvoll, sich privat 
gegen Arbeitsmarktrisiken abzusichern. 
Hier griffen die Staaten mit Sozialversiche-
rungen und sozialen Sicherungssystemen 
ein. In früheren Zeiten war die Steuerung 
von Sozialversicherungssystemen oft in 
verbandliche Governance-Strukturen 
eingebunden. Sie beschränken sich auf 
Umverteilungsfunktionen innerhalb ei-
ner gegebenen Risikopopulation, dabei 
operieren sie allerdings auf der Zeitachse, 
wie alle Versicherungen. Im Prinzip haben 
sie eine egalitäre Wirkung, wenn auch un-
terschiedliche Versicherungssysteme für 
verschiedene Berufsgruppen Ungleichheit 
bewirken. Ebenfalls bleiben viele Arbeit-
nehmer von jeglichen Versicherungen 
ausgeschlossen. 

Eine aktivere Rolle spielt der Markt im 
Sozialversicherungssegment der Altersvor-
sorge. Diese stützt sich auf vier Säulen mit 
unterschiedlichen Governancestrukturen: 
die von der Regierung organisierte gesetz-
liche Rentenversicherung, von Verbänden 
organisierte Vorsorge in Ländern mit 
Pensionsfonds, die üblicherweise von Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbänden 
kontrolliert werden, betriebliche und be-
rufsbezogene Altersvorsorge unabhängig 
von Verbändestrukturen und der private 
Altervorsorgemarkt. 

4.7 Internationale Handels
beziehungen 

Bis hierher haben wir uns noch im Feld 
der gängigen Debatten um die Arbeits-
marktsicherheit bewegt. Wir wenden uns 
nun den weniger offensichtlichen, jedoch 
womöglich bedeutenderen Kontextfak-
toren zu, die das Niveau wirtschaftlicher 
Unsicherheit für verschiedene Beschäftig-
tengruppen bestimmen. Sicherheit kann 
innerhalb eines bestimmten lokalen oder 
regionalen Zusammenhangs gewährleis-
tet werden, indem die Unsicherheit an 
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andere Orte verschoben wird, die keine 
Möglichkeit haben, Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. Diese regionalen Unterschie-
de innerhalb der globalen Arbeitsteilung 
verdienen fundamentale Berücksichtigung 
bei allen Versuchen, nationale Sozial- oder 
Wohlfahrtsstaatsmodelle zu typisieren, 
werden gewöhnlich jedoch komplett ig-
noriert. Gängige Typisierungsversuche 
behandeln die verschiedenen Länder als 
mehr oder weniger gleiche Einheiten, als 
Beispiele desselben Phänomens. Wenn wir 
allerdings anerkennen, dass Länder kei-
ne geschlossenen Einheiten sind, sondern 
Knoten in einem hierarchisierten Netz-
werk (wie in der Weltsystemtheorie, Wal-
lerstein [1986]), die ganz unterschiedliche 
Positionen in diesem Netzwerk besetzen, 
ändert sich die Art der Analyse erheblich. 

Wenn die Arbeitnehmerschaft eines 
Landes auf Exportmärkte spezialisiert ist, 
hängt ihre Sicherheit erheblich von den 
Fluktuationen im Welthandel ab – es sei 
denn, die betroffenen Exportmärkte sind 
wenig elastisch, was eine sehr günstige 
Position zur Folge haben kann – wie etwa 
nach wie vor die deutsche Wirtschaft, das 
beste Beispiel dieses Ansatzes in der ent-
wickelten Welt. Damit einher geht eine 
Zurückhaltung bei der Wirtschaftsförde-
rung durch Binnennachfrage. Dies hat in 
Deutschland in den letzten Jahren zu re-
lativ niedrigen Standards bei öffentlichen 
und privaten Dienstleistungen geführt und 
damit auch zu einem wenig entwickelten 
weiblichen Multiplikatormarkt.

4.8 Kreditbasierte Ökonomien 

In einigen Ländern hat sich in den letzten 
Jahren eine Marktpraxis entwickelt, die 
das individuelle Konsumverhalten vom 
Arbeitseinkommen durch die ausgedehnte 
Vergabe unbesicherter Kredite abgekoppelt 
hat, gewöhnlich durch Hypotheken, aber 
auch durch Kreditkarten. Obwohl diese 
Praxis ausschließlich für das Profitstre-
ben der Finanzmärkte entwickelt wurde, 
zeigte sie die unerwartete Wirkung einer 
Stressminderung bei der Sorge über die 
eigene Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Praxis entstand vor allem in den USA, 
dem Vereinigten Königreich, Island und 
Irland; sie lässt sich – wie oben eingeführt 
– als „privatisierter Keynesianismus“ be-
zeichnen. Das Modell funktioniert nur 
bei einer stetigen Aufwärtsbewegung auf 
dem Immobilienmarkt, eine Situation, die 
sich durch Regierungseingriffe garantie-

ren lässt. Diese Form von marktbasierter 
Governance ist allerdings anfällig für Ver-
trauensverluste in die gehandelten Werte, 
wie sich 2007 – 2008 in der weltweiten Fi-
nanzkrise zeigte. 

4.9 Wirtschaftscluster 

Eine Sonderform marktorientierter Be-
schäftigungssicherung findet sich in In-
dustrieregionen und anderen Gebieten mit 
lokaler wirtschaftlicher Spezialisierung, in 
denen sich viele Unternehmen konzentrie-
ren, insbesondere, jedoch nicht ausschließ-
lich, kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU), die sich gegenseitig zuarbeiten. 
Hier sind vor allem die Industriezentren 
in Italien zu nennen (Pyke et al. 1990), in 
Dänemark (Kristensen et al. 1999) und in 
Kalifornien (Kenney 2000). Solche Wirt-
schaftscluster erzeugen mehr soziale Si-
cherheit als ein einzelnes Unternehmen. 
Arbeitnehmer erfahren eine Vielfalt an 
verfügbaren Beschäftigungsmöglichkei-
ten in einem geografischen Gebiet und in 
sozialen Netzwerken. Die Unsicherheit ei-
nes einzelnen Unternehmens stellt deshalb 
nicht notwendigerweise eine Bedrohung 
für das Beschäftigungs- und Einkom-
mensniveau des betroffenen Wirtschafts-
zweiges oder der Region dar.

4.10 Schattenwirtschaft 

Manchmal sind Wirtschaftscluster Teil 
der Schattenwirtschaft, auch wenn die-
ser Begriff wesentlich weiter zu fassen 
ist. Die meisten Studien über Beschäfti-
gungsschutzmaßnahmen und Flexibilität 
befassen sich mit den offiziellen Rege-
lungen und gehen davon aus, dass diese 
wirkungsvoll eingesetzt werden. Damit 
gehen sie an den Tatsachen der Arbeits-
marktregulierung und einer großen Zahl 
von Arbeitnehmern vorbei. Die Schatten-
wirtschaft erscheint schließlich in keiner 
Statistik (Buehn/Schneider 2007). Die 
Forschung sollte sich mit dem vollen Aus-
maß von Größe und Lokalisierung dieser 
Wirtschaftsform beschäftigen, denn sie 
stellt ein wirksames Instrument zur Aus-
grenzung von Arbeitskräften dar, da die 
Schattenarbeiter normalerweise von kei-
nerlei formalen Sicherungsmaßnahmen 
der regulären Belegschaften profitieren. 
Ungewissheit lässt sich daher auf diese 
Arbeitskräfte auslagern und fördert damit 
eine gewisse Flexibilität.

4.11 Managementhandeln in 
einzelnen Firmen 

Unternehmenshierarchien großer Firmen 
beeinflussen – neben dem Markt – die 
räumliche Verteilung von Sicherheit, in-
dem sie Arbeitsplätze mit unterschiedli-
chen Sicherheitsgraden in verschiedenen 
Teilen der Welt oder Regionen eines großen 
Nationalstaats platzieren. Management 
und Politik des einzelnen Unternehmens 
ist gemeinsam mit anderen Arten von 
Governance verantwortlich für das Ent-
stehen unterschiedlicher Sicherungsstu-
fen für die Beschäftigten – etwa durch die 
Definition unterschiedlicher Typen von 
Arbeit und zugehöriger Privilegien. Dabei 
erstreckt sich der Einfluss der internatio-
nalen und auch der internen Praktiken von 
der firmeneigenen Belegschaft bis hinein 
in die Zuliefererkette. Managementstra-
tegien zielen auf maximale Durchsetzung 
der jeweiligen Firmeninteressen, die geo-
grafische Verteilung von unterschiedlichen 
Sicherungsgraden fällt dabei lediglich als 
Nebenprodukt an. Deren soziale Auswir-
kungen und die daraus resultierenden Un-
gleichheiten können jedoch immens sein. 

4.12 Kollektive Arbeits
beziehungen 

Verbändebasierte Governance bzw. Korpo-
ratismus, besonders Tarifverhandlungen 
zwischen Gewerkschaften und einzelnen 
Unternehmen oder Unternehmensver-
bänden, werden üblicherweise als positiv 
für die Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt 
wahrgenommen. Gleichzeitig wird jedoch 
kritisiert, dass diese Sicherheit durch ver-
minderte Flexibilität erkauft wird und 
damit untragbar ist. Ein Gleichgewicht 
von Sicherheit und Flexibilität lässt sich 
alternativ auch durch Differenzierung in 
Insider und Outsider herstellen. Da Ta-
rifverhandlungen auf strategischer Basis 
stattfinden, kann hier auch über Flexibi-
lität und Sicherheit in unterschiedlichen, 
jedoch nicht allen möglichen  Zusammen-
hängen verhandelt werden. So werden 
z.B. die Arbeitnehmervertreter bei Tarif-
verhandlungen mit Einzelunternehmen 
eventuell beim kurzfristigen Schutz ihrer 
Mitglieder gegenüber möglichen Bedürf-
nissen des Unternehmens nach Flexibilität 
nachgeben müssen, wenn es um das Über-
leben und den Erfolg des Unternehmens 
geht, was man „concession bargaining“ 
nennt. Alternativ dazu werden Gewerk-
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schaften die Positionen der gegenwärtigen 
Insider zulasten der Outsider schützen, 
etwa durch Faustregeln wie „first in, last 
out“ oder Seniorität – die zuerst einge-
stellten Arbeitnehmer werden als Letzte 
entlassen, was auf eine Diskriminierung 
junger Arbeitnehmer hinauslaufen kann 
– oder durch die Unterteilung der Beleg-
schaft in Stammarbeitnehmer und Zeit-
arbeitnehmer. Wirtschaftswissenschaft-
liche Theorien halten diese Praktiken für 
grundlegend bei den Gewerkschaften (z.B. 
Blanchard/Summers 1986; Rueda 2005, 
2007), weil sie ein unternehmensgestütztes 
Verhandlungssystem wie in USA und Ja-
pan unterstellen. Gewerkschaften jedoch, 
die Mitglieder einer ganzen Industrie oder 
eines anderen Teilarbeitsmarktes vertre-
ten, werden solche Vereinbarungen eher 
als Gefahr dafür sehen, dass die Arbeitge-
berseite in Zukunft eher zu befristeten und 
ungesicherten als zu stabilen Verträgen 
tendieren wird. So sind etwa in Spanien, 
dem europäischen Land mit den meisten 
befristeten Arbeitsverträgen, die Gewerk-
schaften entschieden gegen diese Strategie 
(Talani/Cerviño 2003).

In Tarifverhandlungen auf der Ebe-
ne oberhalb des Einzelunternehmens ist 
das Flexibilitäts-/Sicherheitsverhältnis oft 
Verhandlungsgegenstand, allerdings nur 
dann, wenn Gewerkschaften und Arbeit-
nehmerverbände koordiniert vorgehen 
und sie sich von ihrer Struktur her der Ver-
antwortung für die makroökonomischen 
Folgen ihrer Aktivitäten nicht entziehen 
können und darüber hinaus für den be-
troffenen Wirtschaftszweig oder die Öko-
nomie eine besondere Rolle spielen (Trax-
ler 2003; Traxler et al. 2001; 2008), ähnlich 
wie bei den Antiinflationsstrategien der 
1970er Jahre. 

4.13 Transfers und Unter
stützung zwischen den 
Generationen 

Die Familie als Institution außerhalb des 
Marktes spielt eine wichtige Rolle für das 
Ausbalancieren von Sicherheit zwischen 
ihren Mitgliedern und über die Zeit. Sie ist 
ein wichtiger Kanal für generationenüber-
greifende finanzielle Transfers, z. B. bei 
der Hausfinanzierung. Einzelne Elemente 
dieser Funktionen lassen sich zwar in den 
meisten Gesellschaften beobachten, jedoch 
sind ausgeprägte Differenzen festzustellen. 
So bestehen bemerkenswerte Unterschiede 
beim Durchschnittsalter junger Leute, die 

das Elternhaus verlassen; sie reichen von 
den frühen 20ern in Nordwesteuropa bis 
über 30 in Südwesteuropa. Dies hat Aus-
wirkungen darauf, wie jungen Leuten in 
schwierigen Arbeitsmarktsituationen ge-
holfen wird. Soziale Normen über familiä-
re Verpflichtungen tragen zur Bestimmung 
dieser Differenzen bei, manchmal mit 
Unterstützung der Sozial- und Steuerpo-
litik (Jurado Guerrero 1999). Wenn man 
Gleichaltrige betrachtet, hängen diese Me-
chanismen vom unterschiedlichen Zugang 
der einzelnen Familien zu den relevanten 
Ressourcen ab. 

4.14 Geschützte Eliten 

Die historisch wichtigste Form der Vertei-
lung von Sicherheit bestand stets in einer 
Kombination verschiedener Governance-
Modi: Markt, Staat, Gesetze, Gemein-
schaften. Das bedeutet, dass privilegierte 
Minderheiten einer Bevölkerung wirt-
schaftlichen Schutz durch Unabhängigkeit 
von den Fluktuationen auf den Arbeits- 
und Gütermärkten erreichen – typischer-
weise Adlige, Grundrentenbesitzer sowie 
andere hoch vermögende Personen. Diese 
Privilegien entstehen durch die verschie-
densten Kombinationen politischer und 
marktwirtschaftlicher Entscheidungen. In 
solchen Gesellschaften konzentriert sich 
der Konsum in hohem Maße innerhalb 
dieser Gruppen. Bevor sich die Verbrau-
chermärkte entwickelten, herrschte dieses 
System in vielen Gesellschaften vor, z.B. in 
den meisten vorindustriellen Gesellschaf-
ten und solchen im frühen Stadium der 
Industrialisierung (wie im heutigen Chi-
na). Teilweise wurden diese privilegierten 
Positionen von der kapitalistischen Wirt-
schaftsweise mit Eintritt in die fordistische 
Massenproduktion im 20. Jahrhundert 
beseitigt. Dennoch haben privilegierte 
Gruppen üblicherweise besseren Zugang 
zu den politischen Entscheidungsträgern 
als die Mehrheit der Bevölkerung. 

Dies kann auch für die besitzlosen 
Minderheiten der modernen Arbeit-
nehmerschaft gelten, wie schon oben im 
Zusammenhang mit Schattenwirtschaft 
und Klassifikation des Arbeitsmarkts be-
schrieben, besonders wenn ethnische oder 
andere Kategorisierungen im Spiel sind. 
Wie schon oben mehrfach ausgeführt, 
werden diese Unterscheidungen von Po-
litik und Marktkräften, Unternehmens-
praktiken und Gemeinschaften getroffen 
und genutzt. Besonders Frauen und ganz 

besonders Mütter werden oft als in einer 
anderen Arbeitsmarktposition gesehen als 
Männer: Entlassungen, Teilzeitarbeit oder 
Zeiten von Arbeitslosigkeit werden bei 
Frauen als weniger problematisch angese-
hen, ihre Einkommen sind in der Tendenz 
eher niedrig.

5 
Anwendungsmöglichkeiten

Der vorliegende Beitrag vertritt einen er-
weiterten Ansatz zur Untersuchung von 
Arbeits- und Sozialpolitikregimen – aus-
gehend von der Annahme, dass Politik 
und Praxis über einen stabilen Zeitraum 
hinweg gemeinsam als System koexis-
tieren, sodass sich von einem „Regime“ 
sprechen lässt. In einigen Fällen wie in 
Mittel- und Osteuropa findet sich jedoch 
ein sich ständig veränderndes Spektrum 
kaum verbundener Elemente. Die Analyse 
sollte sich daher nicht ausschließlich auf 
den Staat zum Schutz vor Marktunsicher-
heiten beschränken, sondern die ganze 
Breite institutioneller Möglichkeiten von 
Gemeinschaften und anderen Formen 
von Governance beachten. Ebenso mög-
lich wie unerlässlich sind Untersuchungen 
über die Veränderungen innerhalb der Sys-
teme über die Zeit sowie synchrone Ver-
gleiche zwischen den einzelnen Ländern. 
Hierdurch lassen sich allgemeine Trends 
erkennen. Beim Blick auf Veränderungen 
der Dimensionen Zeit, Ort, Verteilung und 
Grad der Auslagerung werden sich auch 
Änderungen bei den Governanceformen 
beobachten lassen. 

In einem ersten Schritt der Anwendung 
dieses Ansatzes ist zu analysieren, welche 
politischen Gruppierungen und Praktiken 
für nachhaltige Sicherheit relevant sind, 
mit welcher Gewichtung diese sich in den 
einzelnen Ländern finden und wie sie sich 
über die Zeit verändert haben.

Zweitens ist es erforderlich, die zeitli-
chen Veränderungen innerhalb der ein-
zelnen Fälle zu untersuchen, da einige 
Sozialmodelle und Modellkombinationen 
an Bedeutung verlieren, während andere 
in den verschiedenen Ländern oder auch 
allgemein stärker werden. Dadurch lässt 
sich die Entwicklung der sozialen Modelle 
innerhalb Europas besser verfolgen. Soweit 
möglich, muss der Ansatz noch um einen 
anderen, damit zusammenhängenden 
Faktor erweitert werden: die Beobachtung, 
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